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ökologischer Umbau 
durch Steuerpolitik

x \  ■ .

Eberhard Thiel

Der Bundestagswahlkam pf 1990 hat m it program m atischen Ankündigungen, insbeson
dere m it der Akzentuierung um w eltpolitischer Fragen begonnen. W ährend das Regie

rungslager die Ergänzung des Um weltrechts durch m arktw irtschaftliche Elem ente ankündigt 
und auf seine bisherigen Aktivitäten verweist, plant die große O ppositionsparte i einen öko lo
gischen Umbau der Industriegesellschaft nicht zuletzt mit Hilfe der Steuerpolitik. Man mag 
über die Wahl großer W orte -  Schaffung einer ökologisch orientierten sozialen M arktw irt
schaft -  lächeln, aber die Erfahrungen mit der Ankündigung von W eltraum plänen, großen 
Steuerreform en, Deregulierungswellen und Europa 1992 zeigen, daß auch die Verwendung 
von zw ischen W unschdenken und Pragm atism us angesiedelten Begriffen durchaus ihre Be
rechtigung hat, insbesondere wenn der Erfolg von veränderten Verhaltensweisen der Bevöl
kerung abhängt.

Positive Impulse gehen jedoch nicht schon allein von der bloßen Ankündigung aus; kon
krete Einzelheiten der geplanten Maßnahmen und ihre Effekte m üssen rechtzeitig d iskutiert 
und fix iert werden, und es muß vor allem  verm ieden werden, daß die grundlegenden Z ie lse t
zungen aus dem Auge verloren oder anderen Zielen untergeordnet werden. Man erinnere 
sich dabei an die Ankündigung der großen W ende zu Beginn dieses Jahrzehnts und an die 
Reformen in w ichtigen sozialen Bereichen, auch an die S teuerreform , die in ihrer Ausgesta l
tung und dam it in ihrer W irksam keit aufgrund der nicht im m er den Ausgangsprinzip ien gehor
chenden Einzelschritte nicht die erhofften Erfolge brachten -  man denke nur an das Schick
sal der Q ue llensteuer

Im Z ielkatalog der O pposition werden nicht nur Fragen der Ökologie behandelt, sondern 
auch Vorschläge zur Behebung der Arbeitslosigkeit, zur erneuten Veränderung des System s 
der sozialen S icherheit und des Steuerrechts gem acht. Im M ittelpunkt der aktuellen D iskus
sion steht jedoch der auf ökologische Z iele hin konzip ierte Umbau der Steuer- und A bgaben
politik. Dabei geht es um die Erhöhung oder Einführung von Steuern und Abgaben auf den 
Verbrauch von Energie und auf sonstige Um weltbelastungen. Dabei stellt sich die Frage, w e l
che Funktion diese Abgaben erfüllen sollen. Zwar haben Abgaben stets F inanzierungs-, Len- 
kungs- und Verte ilungsw irkungen. Am Anfang eines Um baus des Abgabesystem s sollte je 
doch deutlich werden, welche Funktion dem  zentra len politischen Anliegen entspricht. Solch 
eine Entscheidung ist erforderlich zur z ie ladäquaten Konzeption der Abgabe und letztlich 
auch zur späteren Überprüfung ihrer W irksam keit.

I Das zentra le Ziel einer Ö ko-Steuer kann nicht die Erzielung höherer E innahm en für den 
Staat sein. Zum einen brauchte man angesichts des vorhandenen S teuersystem s dafür 
keine neuen Abgabearten zu erfinden; zum anderen sollte das Aufkom m en aus d iesen Q uel
len eigentlich zurückgehen, wenn die höheren Belastungen tatsächlich zur E inschränkung 
von um weltbelastenden Aktivitäten führen.

Das zentra le Ziel d ieser Abgaben liegt in der Um lenkung der Verhaltensweisen von Unter
nehm en und Verbrauchern in R ichtung auf eine geringere Um weltbelastung, indem für die
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Nutzung von Um welt Preise e ingeführt oder erhöht werden. Kann die S teuerpolitik einen Bei
trag zum  Um weltschutz leisten? Diese Frage kann für jene Fälle positiv beantw ortet werden, 
bei denen die Bem essungsgrundlage der Abgabe m öglichst genau die zu verm indernden 
Em issionstatbestände trifft. Außerdem  ist der Erfolg um so eher gesichert, je  schneller A lter
nativen zur b isherigen Verwendung dieses Stoffs oder des Verfahrens zur Verfügung stehen. 
Daher ist die schon früher auch von anderen politischen G ruppierungen ins Gespräch ge
brachte, nunm ehr erneut vorgeschlagene Abschaffung der K raftfahrzeugsteuer und ihre Um 
lage auf die M ineralölsteuer wohl kaum zie ladäquat zu nennen, weil keineswegs an den 
Em issionen angeknüpft wird. So wäre die Kraftfahrzeugsteuer eher in R ichtung auf eine 
Steuerung der Abgasintensität gestaltbar als die Mineralölsteuer.

Sofern eine solche Anknüpfung nicht m öglich ist -  und das gilt nicht nur für den Straßenver
kehr - ,  sind Auflagen, m it denen die eigentlich gering zu haltenden Em issionsgrenzwerte 
festge legt werden, erfo lgversprechender als S teuererhöhungen auf den Verbrauch von 
Kraftstoffen -  abgesehen von erforderlichen Verboten der Verwendung bestim m ter Stoffe 
oder Verfahren. Es g ibt eben Z iele der Politik, die sinnvollerweise nicht m it H ilfe des Preism e
chanism us erre icht werden, sondern bei denen statt dessen m it G eboten und Verboten gear
beitet werden muß. Vorschriften zur schnelleren Durchsetzung der Katalysatorpflicht, A ufla
gen zur Ausgestaltung der Fahrzeuge und der Tankstellen sow ie Verordnungen über die Zu
sam m ensetzung der Kraftstoffe würden eher den um weltpolitischen Zielen dienen. Bei der 
Konstruktion der übrigen geplanten, b isher noch nicht in ihren Einzelheiten erkennbaren 
Ö ko-Abgaben (z. B. in bezug auf M assentierhaltung, Düngem ittel und Abfall) sollte daher 
über m ögliche A lternativen diskutie rt werden. Bei der Konstruktion von Abgaben und bei der 
Ausarbeitung von Verboten ist es überdies eine schw ierige Aufgabe, z ie ladäquate Defin itio
nen und Bem essungsgrundlagen für die zu verm eidenden Emissionen zu finden.

Einigerm aßen überraschend w irkte nun der Vorschlag, die durch die erhöhten Ö ko-Abga
ben insgesam t erw arteten M ehreinnahm en an die Bevölkerung „zurückzugeben“ . W enn es 
sich dabei um E inkom m ensteuersenkungen handelt, wird also bewußt versucht, die Len
kungsfunktion der Abgaben aufrechtzuerhalten, aber die Um verte ilung von den Privaten zum 
Staat zu neutralisieren. Der O ppositionsvorschlag geht insoweit konform mit der Forderung 
der G ewerkschaften und ein iger Verbände, daß im Falle einer erhöhten Belastung des Ver
brauchs des G utes Um welt eine generelle Entlastung von Arbeit und Kapital erfolgen müsse. 
Wenn es sich lediglich um die Beseitigung politisch nicht gewünschter, auf die Öko-Abgaben 
direkt zurückzuführender Verte ilungseffekte handelt (z. B. durch eine Entfernungspauschale 
für Fernpendler), würden Ausnahm eregelungen den eigentlichen Zweck der Abgabe aller
dings schm älern. Eine Erhöhung von Transferleistungen würde dagegen zu einer heim lichen 
Steuerlasterhöhung führen und dam it nicht Rückgabe, sondern Um verte ilung bedeuten.

W enn man sich dazu durchringt, für die Um weltnutzung einen Preis zu erheben, dann ist 
es nicht zw ingend, daß die daraus resultierende höhere Belastungsquote durch Steuersen
kungen an anderer Stelle kom pensiert werden müßte. W enn die Hoffnung besteht, daß die 
zusätzlichen E innahm en nach einer entsprechenden Verhaltensänderung w ieder geringer 
werden, dann könnte es sinnvoll sein, statt der logischerweise nur vorübergehend in der ur
sprünglichen Höhe m öglichen Kom pensation durch Steuersenkungen (die später kaum syn
chron w ieder zurückgenom m en w erden können) die Nettokreditaufnahm e zu senken. Außer
dem  liegt die Frage nahe, ob es nicht zweckm äßiger wäre, die erhöhten Einnahm en aus der 
Ö ko-Besteuerung statt für sozialpolitische Ausgaben oder S teuersenkungen eher zweckge
bunden für Maßnahmen des staatlichen Um weltschutzes (z. B. Sanierung von Altlasten) zu 
verwenden.

Hinter d iesem  Vorschlag einer Rückvergütung steht wohl auch der W unsch, wenigstens 
mit dem  Volumen, das zur Steuersenkung verw endet wird, dem  Vorwurf zu entgehen, mit 
H ilfe erhöhter Um weltabgaben die  gesam tw irtschaftliche Steuerlastquote anzuheben. Zur 
F inanzierung sozialpolitisch erw ünschter Transferausgaben oder S teuersenkungen sollte 
man eher die freiwerdenden M ittel verwenden, die sich aus einer intensiven Aufgabenkritik 
resultierenden Kürzung von Ausgaben ergeben, als die M ehreinnahm en aus einer speziell 
auf d ie Verm eidung von Um weltschäden ausgerichteten Abgabe.
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